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Informationen zur Datenverarbeitung im Rahmen der Verpflichtung nach dem 
Verpflichtungsgesetz  

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (im Folgenden: Bafin) verarbeitet zur 
Erfüllung ihrer gesetzlichen und (vor-)ver-
traglichen Pflichten personenbezogene Da-
ten. Dazu gehören auch die Daten, die die 
Bafin über Sie im Rahmen der Verpflichtung 
nach dem Verpflichtungsgesetz erhebt. Da-
bei handelt es sich um Ihren Namen, Ort und 
Datum der Unterzeichnung der Niederschrift 
über die Verpflichtung nach dem Verpflich-
tungsgesetz und ggf. um Ihre Anschrift, Tele-
fonnummer, E-Mail-Adresse, Ihr Geburtsda-
tum und Ihren Geburtsort. Um Sie über die 
Datenverarbeitung und Ihre Rechte aufzuklä-
ren und ihrer Informationspflicht nach Arti-
kel 13 der EU-Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) nachzukommen, informiert Sie die 
Bafin wie folgt: 

1. Kontaktadresse der Bafin und des be-

hördlichen Datenschutzbeauftragten 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht 

Graurheindorfer Str. 108 

53117 Bonn 

Postfach 1253 

53002 Bonn 

Fon: 0228/4108-0 

Fax: 0228/4108-1550 

E-Mail: poststelle@bafin.de 

Die/Den behördliche(n) Datenschutzbeauf-

tragte(n) erreichen Sie über die E-Mail-Ad-

resse: datenschutz@bafin.de 

2. Verarbeitungszweck 

Die Bafin verpflichtet grundsätzlich alle ex-

ternen Dienstleister, die für sie tätig werden, 

nach dem Verpflichtungsgesetz (VerpflG). 

Eine Verpflichtung ist für externe Dienstleis-

ter regelmäßig eine Voraussetzung für die 

tatsächliche Aufnahme ihrer jeweiligen Tä-

tigkeit für die Bafin, z.B. dafür, die Liegen-

schaften der Bafin betreten zu dürfen. 

Ferner verpflichtet die Bafin Personen auch 

aufgrund gesetzlicher Vorgaben (§ 230 VAG, 

§ 21 EinSiG, § 13 AnlEntG und § 15 BetrAVG). 

Eine solche Verpflichtung wird grundsätz-

lich mündlich vorgenommen, das Verpflich-

tungsgesetz bestimmt ferner (in § 1 Ab-

satz 3), dass über die Verpflichtung eine Nie-

derschrift aufgenommen wird.  

Um feststellen zu können, welche Person ver-

pflichtet wird und um eine Zuordnung der 

Niederschrift zu einer Person zu ermöglichen, 

wird der Name der Person erhoben und in 

der Niederschrift vermerkt. In manchen Fäl-

len wird zusätzlich auch das Geburtsdatum 

und -ort erhoben, um bei gleichen oder ähn-

lichen Namen zwischen unterschiedlichen 

Personen differenzieren zu können.  

Gegebenenfalls werden im Rahmen der Ver-

pflichtung nach dem Verpflichungsgesetz 

Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Ad-

resse erhoben, um die Kontaktaufnahme 

und Abwicklung zu ermöglichen. Ort und 

Datum der Unterzeichnung der Nieder-

schrift werden zum Nachweis der Wirksam-

keit der Verpflichtung nach dem Verpflich-

tungsgesetz erhoben. 

3. Rechtsgrundlage für die Datenverarbei-

tung 

§ 1 Absatz 1 und Absatz 3 Verpflichtungsge-

setz. 
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4. Absicht, die personenbezogenen Daten 

an Empfänger in einem Drittland oder 

an eine internationale Organisation zu 

übermitteln 

Es besteht keine Absicht, Ihre Daten an einen 

Empfänger in einem Drittland (Staaten au-

ßerhalb der Europäischen Union und dem 

Europäischen Wirtschaftsraum) oder eine 

internationale Organisation zu übermitteln. 

5. Empfänger der Daten 

Ihre Daten werden ausschließlich innerhalb 

der Bafin von den für die Durchführung der 

Verpflichtung nach dem Verpflichtungsge-

setz zuständigen Beschäftigten der Bafin 

verarbeitet. 

6. Dauer der Speicherung Ihrer Daten 

Die Verpflichtung externer Personen ist kein 

Selbstzweck. Vielmehr werden Verpflichtun-

gen in der Bafin im Zusammenhang mit ei-

nem konkreten (Fach-)Verfahren (z.B. einem 

Beschaffungsvorgang oder einem IT-Projekt) 

bzw. vor dem Hintergrund gesetzlicher Be-

stimmungen (z.B. § 230 VAG) vorgenom-

men.  

Die im Rahmen der Verpflichtung nach dem 

Verpflichtungsgesetz erhobenen personen-

bezogenen Daten (Name, Ort und Datum 

der Unterzeichnung der Niederschrift über 

die Verpflichtung nach dem Verpflichtungs-

gesetz und ggf. Anschrift, Telefonnummer, E-

Mail-Adresse, Geburtsdatum und -ort) wer-

den solange gespeichert, wie dies im Rah-

men des jeweiligen (Fach-)Verfahrens (ein-

schließlich dessen Dokumentation) erfor-

derlich ist. Sobald die Speicherung der per-

sonenbezogenen Daten nicht mehr 

erforderlich ist, werden die Daten gelöscht. 

Bei einer Verpflichtung nach § 230 VAG, § 21 

EinSiG, § 13 AnlEntG oder § 15 BetrAVG kann 

die Dauer der Speicherung 30 Jahre und län-

ger betragen, bei Verpflichtungen aufgrund 

anderer Verfahren auch deutlich kürzer. Ge-

nauere Auskunft zur Dauer der Speicherung 

kann Ihnen die Person geben, die die Ver-

pflichtung mit Ihnen durchführt.  

Ihre Daten werden jedenfalls gelöscht, so-

bald ihre Speicherung im konkreten Einzel-

fall nicht mehr erforderlich ist. 

7. Ihre Betroffenenrechte 

Grundsätzlich haben Sie als betroffene Per-

son das Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO), 

das Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO), 

das Recht auf Löschung (Art. 17 DSGVO), das 

Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

(Art. 18 DSGVO), das Recht auf Datenüber-

tragbarkeit (Art. 20 DSGVO) und das Wider-

spruchsrecht gegen die Verarbeitung (Art. 21 

DSGVO). Weiterhin haben Sie ein Beschwer-

derecht bei der für die Bafin zuständigen Da-

tenschutzaufsichtsbehörde, der/dem Bun-

desbeauftragten für den Datenschutz und 

die Informationsfreiheit. 

8. Bestehen einer automatisierten Ent-

scheidungsfindung (inklusive Profiling) 

Eine automatisierte Entscheidungsfindung 

findet nicht statt. 

9. Grundlage für die Bereitstellung Ihrer 

Daten und Folgen für die Nichtbereit-

stellung der personenbezogenen Daten  

Grundlage für die Bereitstellung Ihrer Daten 

ist § 1 Abs. 1 und Abs. 3 Verpflichtungsge-

setz; wenn Sie Ihre o.g. personenbezogenen 

Daten nicht angeben, kann eine Verpflich-

tung nach dem Verpflichtungsgesetz nicht 

vorgenommen werden und Sie können nicht 

als externer Dienstleister für die Bafin oder 

für einen Sicherungsfonds nach § 230 VAG, 

ein Einlagensicherungssystem nach § 21 Ein-

SiG, die Entschädigungseinrichtung nach 
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§ 13 AnlEntG oder den Träger der Insolvenz-

sicherung nach § 14 BetrAVG tätig werden.  

Dies kann dazu führen, dass Sie Ihre (arbeits-

)vertraglichen Verpflichtungen nicht erfül-

len können, was wiederum zu Kündigung, 

Widerruf oder Anfechtung des (Arbeits-)Ver-

trages führen kann. 


